
 Donnerstag, 30. Jänner 2014 der Standard  3 ThemaDonnerstag, 30. Jänner 2014 der Standard  3 Donnerstag, 30. Jänner 2014  der Standard  3 Thema: Sterbehilfe  
Vergangenheitsbewältigung und ethische Fragen zum Lebensende

Gilt das Recht auf Selbstbestimmung beim Tod? 
Und darf der Staat über das Lebensende 

mitentscheiden? Diese und andere Fragen 
stellte Julia Herrnböck der Vorsitzenden der 

Bioethikkommission, Christiane Druml. 

Die Furcht vor Missbrauch und Barbarei 
 

Der Massenmord der NS-Euthanasie überschattet die Sterbehilfedebatte in Österreich
Colette M. Schmidt 

Wer in Österreich über Ster-
behilfe diskutiert und 
einen Anflug von Ge-

schichtsbewusstsein hat, kommt 
nicht umhin, über die Euthanasie-
programme der Nazis nachzuden-
ken. Insgesamt wurden während 
der NS-Zeit in Österreich etwa 
30.000 Menschen durch sie getö-
tet, allein während der „T4-Ak-
tion“ mehr als 18.000 in der Gas-
kammer von Schloss Hartheim. 

Neben Hartheim wurden am 
Spiegelgrund auf dem Anstalts -
gelände Steinhof in Wien sowie  
in Krankenanstalten in Graz und 
Klagenfurt Menschen mit geisti-
ger oder körperlicher Behinde-
rung, psychisch und chronisch 
Kranke, „verhaltensauffällige“ 
Kinder oder senile Menschen um-
gebracht. Im Rahmen der nach der 
Adresse der Berliner „Kanzlei des 
Führers“ (Tiergartenstraße 4) be-
nannten T4-Aktion wurden Men-
schen anhand ihrer „Brauchbar-
keit“ und Arbeitsfähigkeit ausge-

wählt und durch ärztliche Gut-
achten quasi zum Tode verurteilt. 

Die Aktion wurde 1941 zwar – 
durch Widerstand von Bevölke-
rung und Kirche – offiziell abge-
brochen, aber das Morden ging 
weiter. In der Bevölkerung gab es 
„keine große Zustimmung für die-
sen Massenmord“, betont der His-
toriker und langjährige Leiter des 
Dokumentationsarchivs des öster-
reichischen Widerstandes, Wolf-
gang Neugebauer.  

Durch Historie auf Abstand 
Neugebauer ist sicher: „Es ist 

ein Ergebnis dieser Zeit, dass bei 
uns politisch Verantwortliche klar 
auf Abstand zur Sterbehilfe ge-
hen“. Auch er sei nach Jahren der 
Beschäftigung mit dem Thema ein 
„vehementer Gegner“. 

Ob es Zufall ist, dass die Diskus-
sion über aktive wie passive Ster-
behilfe in wirtschaftlich ange-
spannten Zeiten aufflammt? „Da 
besteht sicher ein Zusammen-
hang“, so Neugebauer im Ge-
spräch mit dem Standard, „man 

„Behandlungen können abgelehnt werden“

Standard: In der Schweiz wurde 
ein manisch-depressiver Mann 
vom Verein Exit in den Tod beglei-
tet, er hat sich das gerichtlich er-
stritten. Wie denken Sie darüber?  
Druml: Ich lehne eine Kommerzia-
lisierung von Sterbehilfe ab. Das 
ist eine sehr traurige Erscheinung 
für unsere Gesellschaft. Ich sehe 
nicht ein, dass Ärzte zum Exeku-
tor werden. Ich verstehe aber auch 
nicht, dass Leute, die ihr Leben 
selbst beenden können, andere in 
diese Situation hineinziehen. Für 
viele bringt eine wirksame 
Schmerztherapie die nötige Er-
leichterung. Dann entfällt auch 
der Todeswunsch. Jedoch sind die 
Extremfälle zu be-
denken, die auf-
grund einer Er-
krankung nicht 
mehr in der Lage 
sind, ein ihnen un-
erträgliches Leid zu 
beenden.  

Standard: Lässt 
sich vom Recht auf 
Leben im Umkehr-
schluss eine Pflicht 
zum Leben ableiten? 
Druml: Wir haben 
in Österreich eine 
sehr ausgeprägte 
Au tonomie des Pa-
tienten. Jeder muss 
seiner Heilbehand-
lung zustimmen, 
und wir haben die 
Instrumente der 
 Patientenverfügung 
und der Vorsorgevollmacht. Schon 
daraus sieht man, dass es keine 
Pflicht zum Leben geben kann. 
 Behandlungen können abgelehnt 
werden.  

Standard: Sollte das Recht auf 
Selbstbestimmung im Leben nicht 
auch im Falle des Todes gelten?  
Druml: Natürlich. In dem Moment, 
da der Wille des Patienten respek-
tiert wird, fallen schon viele Pro -
bleme weg. Ich halte es generell 

kann sicher viel einsparen, wenn 
man einen komatösen Patienten 
nicht jahrelang pflegt. Es ist nicht 
von der Hand zu weisen, dass es 
da in manchen Ländern einen 
Trend in der Medizin gibt“.  

Trotzdem stoße Sterbehilfe 
auch international bei der Mehr-
heit der Ärzte auf große Kritik, 
denn: „Aus Sicht des Arztes und 
seines hippokratischen Eides ist 
Euthanasie hochproblematisch.“ 

Ein überzeugter Gegner von 
Sterbehilfe ist auch der Politologe 
Thomas Schmidinger. Er argu-
mentiere „aus einer linken Posi-
tion“, stellt er klar. Eine wirklich 
freiwillige Entscheidung eines Pa-
tienten für Sterbehilfe hält Schmi-
dinger in unserer Gesellschaft für 
unmöglich, denn: „Wir leben in 
einer kapitalistischen Gesell-
schaft, in der Menschen nach dem 
Mehrwert, den sie produzieren, 
beurteilt werden“.  

Obwohl bekennender Atheist, 
sei ihm die „Argumentation der 
Katholiken näher als jene von Li-
beralen und wirtschaftlich orien-

für wichtig, dass jeder mit seinen 
Angehörigen spricht, wie er sich 
sein Lebensende vorstellt und 
welche Behandlungen er ablehnt. 
Auch die Krankenhäuser müssen 
abfragen, ob es eine Patientenver-
fügung oder eine Vorsorgevoll-
macht gibt. Auf der anderen Seite 
ist in Österreich – anders als in 
Deutschland – der assistierte Sui-
zid strafbar. Das schränkt die 
Selbstbestimmung körperlich ein-
geschränkter Menschen natürlich 
ein.  

Standard: Was definieren Sie per-
sönlich als Sterbehilfe? 
Druml: Der Begriff „Sterbehilfe“ ist 

eine deutschspra-
chige Besonder-
heit. Jeder ver-
steht darunter et-
was anderes, das 
ist das Problem. 
Die Bioethikkom-
mission hat 2011 
empfohlen, die 
Begriffe medizini-
scher Entschei-
dungen am Le-
bensende zu än-
dern, darunter der 
Vorschlag, den 
unglücklichen Be-
griff „passive Ster-
behilfe“ durch 
„Sterben zulas-
sen“ zu ersetzen. 
Begriffe und Wor-
te gestalten Den-
ken und Handeln.  

Standard: Darf der Staat entschei-
den, ob die letzten Tage eines Men-
schen, vollgepumpt mit Schmerz-
mitteln, lebenswerter sind als ein 
selbstgewähltes Lebensende bei Be-
wusstsein? 
Druml: Ich als Juristin kann das nur 
theoretisch beantworten. Es gibt 
sicher Menschen, die es vorzie-
hen, bei klarem Bewusstsein, aber 
dafür mit Schmerzen zu sterben. 
Die Entscheidung zu einer Le-
bensbeendigung sollte nicht von 

Ärzten exekutiert werden. Es ist 
nicht ihre Aufgabe. 

Standard: Wie kann eine plurale 
Gesellschaft in dieser Frage über-
haupt einen Konsens finden?  
Druml: Die NS-Vergangenheit 
steht zwischen uns und dem Dis-
kurs. Bessere Aufklärung über 
Palliativ- und Hospizmedizin und 
öffentliche Veranstaltungen sind 
notwendig, auch wenn es 
schmerzhaft für die Bevölkerung 
ist, sich mit dem eigenen Tod aus-
einanderzusetzen.  

Standard: Ist denn Sterbehilfe in 
der Verfassung richtig aufgehoben? 
Druml: Wir haben die Beihilfe zum 
Suizid und Tötung auf Verlangen 
sowieso im Strafgesetzbuch gere-
gelt. Das ist meiner Meinung nach 
ausreichend. Die Menschenwürde 
ist ohnehin Grundgedanke unse-
rer Gesetzgebung. Eine Erhebung 
des Verbotes der Sterbehilfe in 
Verfassungsrang berührt mögli-
cherweise viele andere Bereiche 
der Gesetzgebung in Österreich, 
etwa die Palliativmedizin, die Ab-
treibung oder das Patientenverfü-
gungsgesetz.  

Standard: Wie ist Ihre persönliche 
Meinung zur Sterbehilfe?  
Druml: Ich glaube nicht, dass eine 
Legalisierung wie in Holland oder 
Belgien der richtige Weg ist.  

Standard: Einzelfälle, die eine 
Sterbehilfe gerichtlich durchsetzen 
wollen, werden gerne von allen Sei-
ten instrumentalisiert. 
Druml: Ja, leider. Ob das jetzt bei 
der Reproduktionsmedizin oder 
im Bereich Lebensende ist – da 
prallen immer Weltanschauun-
gen aufeinander. Es gibt immer 
wieder Fälle, bei denen die norma-
le Rechtssituation nicht ausreicht, 
weil der Wille nicht eindeutig do-
kumentiert ist. Meist geht es um 
Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen den Angehörigen.  

Standard: Was ist, wenn eine Per-
son bei Bewusstsein für sich selbst 
spricht und sich den Tod wünscht? 
Druml: Wer imstande ist, sein Le-
ben selbst zu beenden, tut das im 
Rahmen seines Selbstbestim-
mungsrechts. Die Frage ist: Ent-
steht dieser Wunsch aus einer be-
handelbaren Depression, oder ist 
es vielmehr das, was man „freiver-

antwortlichen Suizid“ nennt? Das 
ist zu diskutieren.  

Standard: In Ländern mit aktiver 
Sterbehilfe wächst die Zahl älterer 
Menschen, die gesund, aber le-
bensmüde sind und um Suizidbe-
gleitung ansuchen. Auch in Öster-
reich steigt mit dem Lebensalter 
das Selbstmordrisiko. Schrillen da 
nicht alle Alarmglocken?  
Druml: Die Lösung mit dem Schier-
lingsbecher ist eine Bankrotterklä-
rung der Gesellschaft. Da ist doch 
die Gesellschaft gefordert, diesen 
Menschen ein Auffangnetz zu 
schaffen. Wenn ich anfange Äl-
tere, nur weil sie einsam sind, um-
zubringen, ist jeder Damm gebro-
chen. Der Umgang mit der altern-
den Bevölkerung und neuen Fa-
milienstrukturen ist eine Frage 
von höchster gesellschaftspoliti-
scher Relevanz. Das kann auf kei-
nen Fall durch eine Sterbehilfe-
diskussion beantwortet werden.  

CHRISTIANE DRUML (58), Juristin und 
Vizerektorin der Med-Uni Wien, ist Vorsit-
zende der Bioethikkommission im Bun-
deskanzleramt und Mitglied des Interna-
tional Bioethics Committee der Unesco. 

tierten Parteien wie den Neos“, 
sagt Schmidinger.  

Die Geschichte eines Transse-
xuellen, der sich in Belgien töten 
ließ, schockiert ihn: „Wir müssen 
uns fragen: Wie ist eine Gesell-
schaft verfasst, wenn solche Men-
schen lieber sterben?“ Patienten, 
denen der Leidensdruck zu groß 
wird, die ihr Leben aber nicht 
selbst beenden können, sind für 

Schmidinger „eine Katastrophe, 
aber Einzelfälle. Mir ist lieber, es 
kann einer nicht sterben, als wir 
würden Missbrauch und Barbarei 
wieder Tür und Tor öffnen.“  

Solang die Schmerztherapie und 
die Palliativmedizin nicht beide 
voll ausgereizt seien und „hier 
nicht jeder gleich viel wert ist, brau-
chen wir über das andere nicht zu 
reden“, sagt Schmidinger. 

Auch tausende Kinder wurden in Österreich durch NS-Euthanasie 
 getötet, allein am Spiegelgrund knapp 800. Foto: AP / Lilli Strauss

Sterbebegleitung und Schmerztherapie reichen manchen Patienten nicht aus, wenn das Stadium ihrer 
Erkrankung fortgeschritten ist. Assistierter Suizid steht in Österreich jedoch unter Strafe.   Fotos: Reuters, APA

Die Lösung mit dem 
Schierlingsbecher  

ist eine  
Bankrotterklärung  
der Gesellschaft. 
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